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Keinen Cent hat die Gemeinde Mieders unter 

Bürgermeister Manfred Leitgeb bisher aus den 

fortlaufenden Grundverkäufen im Gewerbepark 

von der Agrargemeinschaft gesehen. Obwohl die 

Rechtslage mehr als eindeutig ist! Seite 5
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Die Meinung des Präsidenten
Mit dieser ersten Ver-

bandszeitung des Jahres 
2011 haben wir auch das 
Erscheinungsbild leicht 
verändert, das Ganze ei-
nem Relaunch unterzogen, 
wie Experten dazu sagen. 
Unverändert soll die Zei-
tung jedoch pragmatische 
Information für Kommu-
nalpolitiker und am kom-
munalen Tiroler Gesche-
hen Interessierte liefern. 
Ein Unterhaltungsmaga-
zin wollte und will unsere 
Zeitung nicht sein. 

Zu Jahresbeginn wurde 
ein Entwurf zu einer No-
velle des Tiroler Raum-
ordnungsgesetzes und 
des Verkehrsaufschlie-
ßungsabgabengesetzes in 
Begutachtung geschickt. 
Der Vorstand des Tiro-
ler Gemeindeverbandes 
konnte nach eingehenden 
Beratungen beiden Ent-
würfen in hohem Maße 
zustimmen. Im Entwurf 
zum Raumordnungsgesetz 
finden sich viele vernünf-
tige Anregungen und For-
derungen wieder, die wir 
schon im Sommer 2010 
artikuliert haben. Die im 
damaligen Entwurf vor-
gesehene Widmungsab-
gabe ist ja gefallen und an 
deren Stelle ist jetzt im 
Verkehrsaufschließungsab-
gabengesetz, das objektiv 
gut begründbare Einheben 
von vorzeitigen Erschlie-
ßungsbeiträgen für die Ge-
meinden vorgesehen. Dem 
haben wir ja schon län-
ger das Wort geredet und 

wenn damit auch ein Bau-
landmobilisierungseffekt 
eintritt, dann soll es ge-
rade recht sein. In diesem 
Zusammenhang will ich 
gerne erwähnen, dass uns 
der Gemeindereferent, LH 
Günther Platter, in seine 
Überlegungen frühzeitig 
eingebunden und damit die 
thematische Annäherung 
und den Erfahrungsschatz 
der Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister verwer-
tet hat. Manche Anregung, 
etwa das Anpassen des Er-
schließungsbeitragssätze 
und des Erschließungskos-
tenfaktors an den Baukos-
tenindex oder die Beseiti-
gung der Grünzonenpläne 
werden sicher der Landtag 
in seinen Beratungen noch 
umsetzen. Wir sind guter 
Dinge.

Beim Dauerthema „Ge-
meindegutsagrargemein-
schaften“ treten wir leider 
auf der Stelle. Auch wenn 
der Verfassungsgerichts-
hof in seinem jüngsten 
Erkenntnis zu Unterlang-
kampfen in vollem Um-
fang an seiner bisherigen 
Judikatur (z.B. Mieders, 
Jerzens, Obsteig) zum re-
gulierten Gemeindegut 
(atypisches Gemeindegut) 
festhält sowie in der Be-
gründung dieses Erkennt-
nisses die wesentlichen 
Teile der TFLG-Novelle 
2010, die der Tiroler Ge-
meindeverband übrigens 
stets vehement gefordert 
hat, geradezu „zelebriert“ 
und auch wenn diese 
TFLG Novelle seit Febru-
ar 2010 in Kraft ist, zeigen 
die gemachten Erfahrun-
gen, dass die Höchstge-

Liebe Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, geschätzte Leser
richtserkentnnisse und die 
gesetzlichen Regelungen 
faktisch wirkungslos ge-
blieben sind. Die Gemein-
den verfügen unverändert 
nicht über die ihnen zuste-
henden Substanzerträge. 
Dies nicht einmal in jenen 
Agrargemeinschaften, die 
schon vom Verfassungsge-
richtshof als Gemeinde-
gutsagrargemeinschaften 
eingestuft worden sind, 
wie etwa in der Agrarge-
meinschaft Mieders oder 
in der Agrargemeinschaft 
Tanzalpe in Jerzens.

Die Agrargemeinschaf-
ten sind im TFLG als 
treuer Verwalter des Ge-
meindegutes vorgesehen. 
Univ.-Prof Dr. Karl Weber, 
als Mitglied der im Som-
mer 2010 von der Lan-
desregierung installierten 
Expertenkommission, hat 
die Organe der Gemeinde-
gutsagrargemeinschaften 
als „Hausmeister des Ge-
meindegutes“ bezeichnet. 
Welche Kompetenzen ein 
Hausmeister hat, ist all-
gemein bekannt, und da-
her muss hier vielfach von 
untreuen Verwaltern die 
Rede sein. Der Konstruk-
tionsfehler und damit die 
Wurzel des Übels liegen 
darin, dass die Funktionäre 
von Gemeindegutsagrarge-
meinschaften das, was sie 
durch einen gesetzlichen 
Auftrag tun sollten, gar 
nicht tun wollen, weil es 
ihren Eigeninteressen zu-
wider läuft. Sie tun daher 
zu Gunsten der Gemein-

Novelle zur Tiroler 
Raumordnung Hausmeister des 

Gemeindeguts

„Welche Kompetenzen ein 
Hausmeister hat, ist allgemein 
bekannt, und daher muss hier 
vielfach von untreuen Ver-
waltern die Rede sein.“
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den erst dann etwas, wenn 
sie durch rechtskräftig ver-
bindliche Entscheidungen 
dazu gezwungen werden. 
Man stelle sich vor, dass 
die Bürger ihren Zah-
lungsverpflichtungen erst 
dann nachkommen, wenn 
sie rechtskräftig von einem 
Gericht dazu verurteilt 
werden. Das wäre wohl die 
Vorstufe zur Anarchie.

Weil die Dinge so lie-
gen und das bisherige Re-
gelungsmodell komplett 
versagt (riesige Verwal-
tung ohne jeden Erfolg 
und endloser Streit), habe 
ich unlängst gefordert, die 
Gemeinden sollten das 
Gemeindegut selbst ver-
walten können. Dass aus 
einer gewissen Ecke au-
genblicklich ein Aufschrei 
kam, hat mich ebenso we-
nig überrascht wie der so-
fortige Hinweis, dass dies 
rechtlich nicht möglich sei. 
Bemerkenswert ist dabei, 
dass hier von gar manchen 
die Verfassung strapaziert 
wird, die ansonsten mit 
deren Ignorieren wenig 
Probleme haben. Ich bin 
zugegebenermaßen kein 
Rechtsexperte, allerdings 
kann ich mir nicht vor-
stellen, dass es unmöglich 
sein soll, dass die gewähl-
ten Gemeindemandatare 
Gemeindegut verwalten. 
Und das Gemeindegut ist 
ja bekanntlich auch durch 
die offenkundig verfas-
sungswidrigen (VfGH 
zu Mieders) Eigentums-
übertragungen an die Ag-
rargemeinschaften nicht 
untergegangen. Selbstver-
ständlich habe ich mich 
auch mit Rechtskundigen 

unterhalten. Die meinen, 
dass der Gesetzgeber ver-
fassungsrechtlich nicht nur 
nicht daran gehindert ist, 
den Gemeindeorganen die 
entsprechende Entschei-
dungs- und Vertretungs-
befugnis einzuräumen, 
sondern dazu verpflichtet 
wäre. Im Übrigen gibt es 

Einzelfälle, in denen seit 
Jahrzehnten die Agrarge-
meinschaft, und damit die 
Substanzerträge allemal, 
von Gemeindeorganen 
problemlos verwaltet wer-
den. Ich gebe dazu gerne 
näher Auskunft.

Herzlichst, Euer
Ernst Schöpf

Regelungsmodelle 
haben versagt

„Es gibt Einzelfälle, in de-
nen seit Jahrzehnten die Ag-
rargemeinschaft, und damit 
die Substanzerträge allemal, 
von Gemeindeorganen prob-
lemlos verwaltet werden.“

Gemeindeskicup 2011
See im Paznauntal

Start: 10.30 Uhr
Veranstalter: Gemeinde See
Durchführender Verein: SC See
Nähere Informationen: 
Gemeinde See, Tel. 05441/8203,
Email: gemeinde@see.tirol.gv.at

Samstag, 26. März, Medrigalm 
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Agrarbehörden sind säumig
1. Zum Substanzwert 

von aus Gemeindegut her-
vorgegangenen agrarge-
meinschaftlichen Grund-
stücken:

Nicht genug damit, dass 
sich selbst so bezeich-
nende „Fachgutachter“ in 
Zusammenhang mit der 
Lösung der Probleme, die 
sich aus der Umsetzung 
insbesondere des Miederer 
Erkenntnisses des VfGH 
VfSlg 18.446/2008 erge-
ben, zum unvertretbaren, 
ihren Zuständigkeitsbe-
reich weit überschrei-
tenden Äußerungen und 
Empfehlungen hinreißen 
lassen, treten nun auch 
Universitätsprofessoren 
des öffentlichen Rechts of-
fensichtlich ganz einseitig 
zugunsten der bisherigen 
Nutzungsberechtigten auf 
und missdeuten nachhaltig 
wesentliche Aussagen des 
VfGH.

Verwiesen sei insbe-
sondere zunächst auf eine 
ganz ungewöhnliche Er-
gebenheitsäußerung vom 
ehemaligen Universi-
täts-Professor Dr. Peter 
Pernthaler an den Lan-
deshauptmann, in welcher 
er unter Vorspielung eines 
wissenschaftlichen Män-
telchens allein rechtspo-
litische Überlegungen an 
den (Landeshaupt-)Mann 
zu bringen bemüht ist. 
Professor Pernthaler hat 
auch einen Beitrag und ei-
nen Co-Beitrag in der als 
Kampfschrift zu bezeich-
nenden Publikation über 

die Tiroler Agrargemein-
schaften geliefert, die mit 
dem erklärten Ziel verfasst 
wurde, die Tiroler Agrar-
geschichte „umzuschrei-
ben“. Dazu genügt es, auf 
das neueste einschlägige 
Erkenntnis des VfGH vom 
Dezember 2010 zu verwei-
sen, in welchem diese dort 
versammelten Phantasien 
dorthin verwiesen werden, 
wo sie hingehören: In den 
Bereich der Rechtsmär-
chen oder Rechtsphantasie.

Insbesondere hebt sich 
davon das von O. Uni-
versitäts-Professor Dr. 
Karl Weber im Merkblatt 
für die Gemeinden Ti-
rols 2010/39 abgedruckte 
Rechtsgutachten ganz we-
sentlich ab. Dennoch sind 
auch dort – abgesehen, 
dass Prof. Weber verschie-
denste Gutachten erstat-
tet hat, die nicht immer 
stimmig sind – einerseits 
ausschließlich rechtspoli-
tische Überlegungen und 
Empfehlungen zu finden, 
denen keinesfalls zu folgen 
ist. Vor allem aber finden 
sich dort auch falsche, ja 

Umsetzung von VfGH-Urteil lässt weiterhin auf sich warten

geradezu unvertretbare 
Auffassungen im Lichte 
der Rechtssprechung des 
VfGH. Deshalb ist es ge-
boten, auf drei wichtige 
Fragen näher einzugehen. 
Auf viele weitere Probleme 
kann hier nicht eingegan-
gen werden.

2. Vertragliche Lösun-
gen zwischen Gemeinden 
und Gemeindegutsagrar-
gemeinschaften:

a. Darüber also wurde ein 
„Rechtsgutachten“ erstat-
tet. Schon die Umschrei-
bung des Problems geht 
an der Sache vorbei. Denn 
wie der VfGH lange vor 
dem Miederer-Erkenntnis 
(2008) erkannt hat (schon 
2006), sind die Gemein-
den, denen seinerzeit das 
Eigentum am Gemein-
degut entschädigungslos 
enteignet wurde – völlig 
unabhängig von den ver-
staubten und längst vom 
Amts wegen zu revidieren-
den Regulierungsplänen 

Äußerungen aus 
purer Ergebenheit

Gemeinden sind 
Mitglieder

Auch über den Verkauf von Flächen für den Wohnbau 
lukrierte die Agrargemeinschaft Mieders Geld.
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„Universitätsprofessoren 
treten einseitig zugunsten 
der bisherigen Nutzungsbe-
rechtigten auf und missdeuten 
nachhaltig wesentliche Aus-
sagen des VfGH.“
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– Mitglieder dieser „atypi-
schen“ Agrargemeinschaf-
ten. Dies also auch dann, 
wenn ihnen seinerzeit 0% 
Nutzungsrechte zugestan-
den wurden.

Das verkennt nicht nur 
der Tiroler Landesgesetz-
geber, und das verkennen 
nicht nur die Tiroler Ag-
rarbehörden, sondern auch 
dieses Gutachten. Bei ers-
teren fragt sich darüber hi-
naus, ob sie sich nicht ab-
sichtlich über die Judikatur 
des VfGH hinwegsetzen.

Wenn aber diese Ge-
meinden Mitglieder der 
jeweiligen Agrargemein-
schaften sind, wird klar, 
zwischen wem solche ver-
traglichen Lösungen allein 
in Frage kommen: zwi-
schen den Gemeinden und 
den übrigen Mitgliedern 
der Agrargemeinschaft 

(„Nutzungsberechtigte“). 
Denn ein Vertrag einer 
Gemeinde mit sich selbst 
kommt von vorne herein 
nicht in Betracht.

Eine Folge dieser Fehl-
sicht ist, dass auch weiter-
hin nicht erkannt wird, wer 
die Kosten für die Tätigkeit 
der Plattform Agrar zu tra-
gen hat: Nicht die Agrar-
gemeinschaften und schon 
gar nicht die Gemeinden, 
sondern die Mitglieder der 
Agrargemeinschaft („Nut-
zungsberechtigte“) mit 
Ausnahme der Gemein-
den, die ja bekanntlich im 
Interessenskonflikt mit 
den Nutzungsberechtigten 
stehen. Jede dieser „Streit-
parteien“ hat ihre Verfah-

Schwerwiegende 
finanzielle Folgen

„In der Kassa fehlen rund 1,5 Millionen Euro“

Bgm. Manfred Leitgeb 
(Mieders).

renskosten selbst zu tragen.
b. Im Übrigen hat der 

Tiroler Gemeindeverband 
nie behauptet, dass solche 
vertraglichen Lösungen 
unzulässig sind. Vielmehr 
hat er diese Frage gar 
nicht geprüft, weil er der 
Meinung ist: Auch wenn 
sie zulässig sind, ist von 
ihnen aus verschiedenen 
Gründen jedenfalls derzeit 
abzuraten. An der Spitze 
steht die Erfahrung, dass 
sich ein erheblicher Teil 
der Gemeindegutsagrar-
gemeinschaften – rich-
tig: deren bisherige Nut-
zungsberechtigte – über 
die Rechtssprechung des 
VfGH hinwegsetzen, nach 
wie vor auf dem Zustand 
der Aufrechterhaltung 
und der Weiterführung 
der entschädigungslosen 
Enteignung beharren. .Sie 

Seit 2008 liegt das Ur-
teil des VfGH in Sachen 
Mieders vor. In dem ganz 
klar und unmissverständ-
lich  festgestellt wurde, 
dass die Substanzwerte 
eindeutig der Gemeinde 
und nicht der Agrarge-
meinschaft zustehen. Die 
TIROLER GEMEIN-
DEZEITUNG sprach mit 
Bgm.  Manfred Leitgeb.

TG: Das Urteil des VfGH 
liegt seit 2008 vor. Hat die 
Agrargemeinschaft den 
Substanzwert seither wei-
ter gesteigert?

Leitgeb: Das passier-
te unter anderem durch 
Grundverkäufe im 62.000 
Quadratmeter großen 
Gewerbepark, in dem ak-
tuell zwölf Betriebe ange-
siedelt sind.

TG: Also geht es um eine 
schöne Summe, die eigent-
lich der Gemeinde zustehen 
würde.

Leitgeb: Zweifelsohne 
reden wir da von mehreren 
100.000 Euro.

TG: Die Agrargemein-
schaften sind angehalten, 
zwei Rechnungskreise zu 
führen. Wie wird das bei 
euch gehandhabt?

Leitgeb: Es gibt zwei 
Rechnungskreise, wo-
bei im zweiten derzeit 
269.000 Euro ausgewie-
sen sind, über welche die 
Gemeinde sofort verfügen 
kann – falls die Agrarge-
meinschaft das Geld auch 
tatsächlich ausbezahlt. 
Wir könnten dies Summe 
sofort in unser Kindergar-
tenprojekt investieren.

TG: Insgesamt erschei-
nen 269.000 Euro als recht 
bescheidener Betrag an-
gesichts der vorhandenen 
Flächen, über welche die 
Agrargemeinschaft ver-
fügt.

Leitgeb: Das ist richtig. 
Und die 269.000 Euro 
entsprechen auch be-
stimmt nicht dem wahren 
Substanzwert, welcher der 

Gemeinde laut VfGH-
Urteil zusteht.

TG: Wie hoch würden Sie 
die wahre Summe bezif-
fern?

Leitgeb: Da reden wir 
garantiert von rund 1,5 
Millionen Euro, die aus 
den bekannten Gründen 
derzeit in der Gemein-
dekassa fehlen. Denn 
rund 90 Prozent der Ge-
samteinnahmen hat die 
Agrargemeinschaft auf 
jeden Fall aus Grundver-
käufen erwirtschaftet.

TG: Doch die Agrarge-
meinschaft will prozessie-
ren.

Leitgeb: Das stimmt. 
Wobei die Prozesskosten, 
das fordere ich ganz klar, 
aus dem Rechnungskreis 
eins zu begleichen sind.
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Agrarbehörden 
sind gefordert

leiden unter einem ganz 
erheblichen Realitätsver-
lust und versuchen, die Ge-
meinden an der Nase her-
umzuführen. Unterstützt 
werden sie dabei noch von 
Gutachtern, die sich über 
die Verfassungsrechtslage 
hinwegsetzen und einseiti-
ge Bewertungen auf Sach-
gebieten (insbesondere 
Kostenrechnung) von sich 
geben, für welche sie völlig 
inkompetent sind.

Vor allem aber ist nicht 
einzusehen, warum wie-
derum die Gemeinden die 
Kartoffeln aus dem Feuer 
holen und die Arbeit der 
Agrarbehörden verrichten 
sollen. Das sind jene Ag-
rarbehörden, die seiner-
zeit die Gemeinden kalt-
schnäuzig enteignet haben. 
Sie sollen ihre Missetaten 
selbst wiedergutmachen. 
Der VfGH hat unmissver-
ständlich festgestellt, dass  
es längst deren Aufgabe ist, 
von Amts wegen das un-
geheure Unrecht, das den 
Gemeinden angetan wur-
de, soweit dies die rechts-
kräftigen Entscheidungen 
zulassen, rückgängig zu 
machen.

c. Land- bzw. forstwirt-
schaftlicher „Überling“ 
zählt zum Substanzwert:

Eine Frage, die angebli-
che vom VfGH noch nicht 
beantwortet worden sei (in 
dieser Hinsicht ist auch der 
Rechnungshof des Bundes 
der Tiroler Landesregie-
rung auf den Leim gegan-
gen) ist die Frage, ob alle 
Erträgnisse aus land- und 
forstwirtschaftlicher Tä-
tigkeit – erfasst im Rech-
nungskreis I – den bisheri-

gen Nutzungsberechtigten 
zustehen, oder ob das, was 
nach Befriedigung des 
Haus- bzw. Gutsbedarfes 
übrig bleibt (=Überling) 
zum Substanzwert zählt. 
Das Gutachten Weber ist 
der Auffassung, dass ers-
teres zutrifft. Wir meinen, 
dass dies evident falsch ist. 
Denn: Der VfGH (nicht 
nur im Miederer-Erkennt-
nis und in den weiteren 
Fällen, sondern auch schon 
1982!) und insofern über-
einstimmend die Novel-
le LGBl für Tirol 2010/7 
zum TFlVG sagen, zum 
Substanzwert zähle alles, 
was „über die Summe der 
Nutzungsrechte“ hinaus-
gehe (S 14 und 15 des Ori-
ginalerkenntnisses VfGH 
11.6.2008, B 464/07). So 
wie die Agrarbehörden 
verändert das Gutachten 
Weber diese Aussage aber 
an verschiedenen Stellen 
und meint, nur alles, was 
über die land- bzw. forst-
wirtschaftlichern Nutzun-
gen „hinausgehe“ bilde den 
Substanzwert.

Eine solche Veränderung 
ist aber nicht zulässig, son-
dern setzt sich über das Vf-
GH-Erkenntnis hinweg. 
Vor allem wird dadurch die 
entschädigungslose Ent-
eignung der Gemeinden 
unzulässigerweise aufrecht 
erhalten. Was an land- und 
forstwirtschaftlichem Er-
trag nicht durch den Haus- 
und Gutsbedarf aufgezehrt 
wird, ist „Überling“, der 
zum Substanzwert zählt.

Abgesehen von der inso-
fern eindeutigen Aussage 
des VfGH ergibt sich das 
der Sache nach aus folgen-

den Überlegungen:
Seinerzeit wurden die 

Gemeindegutsnutzungen 
ja nur „reguliert“ Sie wur-
den also nicht und durften 
ja auch nicht erweitert und 
ausgedehnt werden. Der 
redliche Bauer sagt ja auch 
heute noch, dass er nichts 
haben wolle, was ihm nicht 
gehöre. Also kann er auch 
aus einer Regulierung kei-
ne Erweiterung seiner 
Rechte erwarten.

Gemeinnutzungsrechte 
am Gemeindegut waren 
und sind aber immer auf 
den – eng aufgefassten! – 
Haus und Gutsbedarf be-
schränkt. 

Und der VfGH sagt im 
Miederer-Erkenntnis ganz 
klar (S 21 unten), bei „aty-
pischen“ (aus Gemeinde-
gut hervorgegangenen) 
Agrargemeinschaften sei 
die Eigenart des Gemein-
degutes „zur Geltung zu 
bringen“. Eine ganz spe-
zielle Eigenart des Ge-
meindegutes ist aber eben, 
dass nur der Haus- und 
Gutsbedarf der Nutzungs-
berechtigten zu befriedi-
gen ist, währenddem alles 
darüber hinaus zum Sub-
stanzwert zählt und dieser 
wiederum der Gemeinde 
zusteht.

Jede andere Betrach-
tungsweise würde, wie ge-
sagt, dazu führen, dass die 
Gemeinden hinsichtlich 
des land- und forstwirt-
schaftlichen „Überlings“ 
weiterhin „entschädi-
gungslos enteignet“ blie-
ben.

d. Die Eigenart „des Ge-
meindegutes zur Geltung 
zu bringen“ bedeutet auch, 

Veränderung
ist unzulässig

Miederer-Urteil
ist eindeutig

„Es ist nicht einzusehen, 
warum wieder die Gemein-
den die Kartoffeln aus dem 
Feuer und die Arbeit der Ag-
rarbehörden verrichten sol-
len.“
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dass nicht der Agrarge-
meinschaft, sondern der 
Gemeinde die Verwaltung 
zukommt. Denn die Ge-
meindeautonomie ist bun-
desverfassungsgesetzlich 
abgesichert.

e. Vor allem deswegen 
und auch wegen der ange-
sprochenen Verteilung der 
Anwalts/Plattform-Tirol 
Kosten haben sich bisher 
die Nutzungsberechtigten 
im äußeren Gewand der 
Agrargemeinschaften (zu 
denen auch die Gemein-
de gehört!) noch nirgends 
dazu durchgerungen, sich 
auf den Boden der Reali-
tät zu stellen, nämlich an 
die Vorgaben des VfGH 
zu halten. Vielmehr wird 
weiterhin an verschiedenen 
Rechtsmärchen einzelner 
Juristen und leere Verspre-

chungen mancher Funkti-
onäre geglaubt, eben diese 
Rechtssprechung könnte 
„umgedreht“ werden.

Das jüngste Erkenntnis 
des VfGH hat eindeutig 
jede diesbezügliche Hoff-
nung zu Nichte gemacht. 
Auf Grundlage eben die-
ser Rechtsprechung ist es 

für die Agrarbehörden ei-
gentlich ein Leichtes, jene 
Entscheidungen zu treffen, 
die sie schon längst hätten 
treffen müssen. Dass sie 
dabei den Bauern ungern 
reinen Wein einschenken, 
ist gewiss nicht unser Pro-
blem, sondern eindeutig 
ihres.

Zur AG Lang-
kampfen ist kürzlich 
ein VfGH-Erkenntnis 
ergangen, das die Ge-
meinden wieder stärkt 
und die Plattform Ag-
rar überflüssig macht. 
Wieder einmal sagt der 
VfGH, dass historische 
Rückblicke irrelevant 

Eindeutiges Erkenntnis
sind und wesentlich 
ist, was im Regulie-
rungsbescheid und in 
den Grundbuchanle-
gungsprotokollen steht. 
Langwierige Feststel-
lungsverfahren, ob es 
sich um eine AG aus 
Gemeindegut handelt, 
sind unnötig.
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Spätestens in Reihe 7, Arbeitsrecht Band 3, Seite 8 Mitte
wird es Zeit für den Rechtsschutz-Spezialisten.

Ohne einen kompetenten Partner verlieren Sie im Paragrafendschungel
schnell die Orientierung. Nicht so mit einer Rechtsschutzversicherung von
ARAG, Europas großem Rechtsschutzversicherer. Denn mit uns steht Ihnen
der Spezialist in allen Rechtsfragen zur Seite. Näheres bei Ihrem Berater oder
unter www.ARAG.at.
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eGovernmnet – noch vor 
wenigen Jahren ein Buch 
mit sieben Siegeln – ist 
mittlerweile auch in der 
kommunalen Praxis ange-
kommen. Die elektroni-
sche Abwicklung der Ver-
waltungsverfahren ohne 
Medienbrüche gestartet 
durch Online-Formulare 
und abgeschlossen durch 
elektronisch zugestell-
te Erledigungen ist heu-
te technisch möglich und 
wirtschaftlich sinnvoll.

Die europäische Union 
setzt schon seit Jahren auf 
eGovernment und för-
dert die Vernetzung der 
Verwaltungseinheiten in 
den Mitgliedsländern mit 
Hunderten Millionen Eu-
ros. Die Republik Öster-
reich ist nach einer jährlich 

im Auftrag der EU-Kom-
mission erhobenen Bench-
mark-Studie seit 2006 
ununterbrochen auf Platz 
1 Europameister, was die 
Online-Zugänglichkeit 
der Verfahren betrifft und 
auch die Bundesländer ar-
beiten bereits seit einigen 
Jahren an der Entwicklung 
der elektronischen Verwal-
tung.

Im Bereich der Städte 
und Gemeinden gibt es 
jedoch bis dato auf Bun-
desebene kein koordi-
niertes Vorgehen in der 
Einführung von eGovern-
ment-Infrastrukturen, was 
dazu führt, dass derzeit in 

engagierten Kommunen 
zahlreiche Einzellösungen 
entstehen, die kaum auf-
einander abgestimmt sind. 
Das birgt die Gefahr, dass 
bei breiter Umsetzung – 
und die Zeit ist reif dafür – 
Inkompatibilitäten auftre-
ten, welche die kommunale 
Zusammenarbeit, eines der 
Kernziele von eGovern-
ment, künftig erschweren.

In Tirol gibt es jedoch 
– für Österreich einzig-
artig – seit Oktober 2010 
das Projekt „Tirol 2.0“, das 
vom Land Tirol getragen 
und vom Tiroler Gemein-
deverband und dem Fach-
verband der leitenden Ge-
meindebediensteten Tirols 
(FLGT) unterstützt wird. 
Das Projekt ist auf drei Jah-
re ausgerichtet und verfolgt 

eGovernment für Gemeinden:
„Tirol2.0“ wurde gestartet

Koordiniertes
Vorgehen fehlt
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das ambitionierte Ziel, bis 
dahin allen Tiroler Ge-
meinden ein vollständiges, 
medienbruchfreies und mit 
den Landesbehörden sowie 
untereinander vernetztes 
eGovernment-Framework 
anzubieten, das den Kom-
munen zahlreiche Vorteile 
bringen wird. Derzeit läuft 
eine einjährige Pilotphase 
mit 20 Tiroler Gemeinden 
aller Größenordnungen, 
welche gemeinsam kom-
munale Standards erarbei-
ten sowie das eGovern-
ment-System erstmals in 
der Praxis erproben und 
den Anforderungen gemäß 
adaptieren. Gemeinden, 
die ab Oktober 2011 in der 
zweiten Phase des Projekts 
dabei sein wollen, können 
sich ab sofort beim Tiroler 
Gemeindeverband anmel-
den.

Um die künftige Zu-
sammenarbeit der Tiroler 
Gemeinden so einfach wie 
möglich zu machen und 
gleichzeitig die Einrich-
tung des eGovernment-
Systems möglichst kos-
tengünstig zu gestalten, 
werden neben einer Opti-
mierung des Posteingangs 
einheitliche Standarddo-
kumente für vier Bereiche 
der Kommunalverwaltung 
erarbeitet.

Leistungskatalog: Eine 
umfassende Auflistung der 
typischen Gemeindeleis-
tungen samt deren rechtli-
chen Grundlagen dient der 
internen Aufgabenkritik 
der Gemeinden (welche 
Leistungen können even-
tuell weggelassen, gestrafft 
oder ausgelagert werden?), 
der Kostenrechnung (dazu 

Zusammenarbeit
vereinfachen

sind die einzelnen Leistun-
gen den Posten nach der 
VRV zugeordnet) und der 
Konfiguration des elekt-
ronischen Aktes (ELAK), 
dem Kernstück jedes 
eGovernment-Systems.

Online-Formulare: Eine 
einheitliche kommuna-
le Formularsammlung für 
das Bundesland Tirol dient 
dem kundenfreundlichen 
Anstoß der Verwaltungs-
verfahren rund um die Uhr 
von zuhause oder vom Büro 
aus und bindet diese an das 
System des so genannten 
Einheitlichen Ansprech-
partners (EAP) im Tiroler 
Landhaus an, der sie nach 
der EU-Dienstleistungs-
richtlinie ausländischen 
Interessenten zugänglich 
zu machen hat.

Erledigungsvor lagen: 
Durch die Standardisie-
rung der Erledigungsdo-
kumente im Rahmen der 
kommunalen Verfahren 
(Bescheide, Zustimmun-
gen, Ablehnungen, Er-
gänzungsaufträge, Bestä-
tigungen, etc.) gewinnen 
die Gemeinden eine hohe 
Rechtssicherheit und Ak-
tualität, da bei Gesetzes-
änderungen jeweils nur ein 
Dokument zentral recht-
lich geprüft und abgeän-
dert werden muss, anstatt 
alle Gemeinden mit dieser 
Aufgabe individuell zu be-
trauen.

Verfahrensprozesse: Die 
einheitliche Definition 
und Modellierung der ei-
gentlichen Verfahrensab-
läufe anhand der recht-
lichen Notwendigkeiten 
in den Gemeinden bringt 
durch die Möglichkeit der 
Prozessoptimierung ei-
nerseits erhebliches Rati-
onalisierungs- und damit 
Einsparungspotenzial und 

andererseits Verfahrens-
leitlinien, die als amts-
interne Grundlage zur 
Rechtssicherheit auch im 
Vertretungsfall sehr hilf-
reich sind.

Das kommunale 
eGovernment-System be-
steht aus mehreren Modu-
len, die zur reibungslosen 
Funktion aufeinander ab-
gestimmt werden müssen.
lOnline-Ratgeber für 
alle Lebens- und Unter-
nehmenssituationen zur 
Vorselektion und Auswahl 
der relevanten Prozesse. Er 
führt den Kunden durch 
ein Expertensystem zu den 
in der aktuellen Situation 
benötigten Verfahren her-
an.
lOnline-Formulare zur 
standardisierten digitalen 
Erfassung der Anbringen. 
Die Daten aus den Formu-
laren werden automatisch 
an den Elektronischen Akt 
zur weiteren Bearbeitung  
übergeben.
lEindeutige Authenti-
fizierung des Anbringers 
mit der Bürgerkarte, wenn 
notwendig
lAllfällige integrierte, 
elektronische Zahlungs-
abwicklung von Gebühren 
und Kostenbeiträgen
lPosteingang mit Scan-
ner zur Zusammenführung 
der elektronischen und der 
physischen Anbringen
lElektronischer Akt 
(ELAK) als Dokumen-
ten-Management- bzw. 
Workflow-System zur Ab-
arbeitung der Verfahrens-
prozesse
lSchnittstellen zu den 
verschiedenen Fachan-
wendungsprogrammen zur 

Abstimmung
der Module

Gemeinden, die ab Oktober 
2011 in der zweiten Phase des 
Projektes dabei sein wollen, 
können sich ab sofort beim Ti-
roler Gemeindeverband an-
melden.
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internen Bearbeitung der 
konkreten Leistung ohne 
die Notwendigkeit der 
neuerlichen Dateneingabe
lAmtssignatur für die 
rechtsgültige Erledigung 
des Verfahrens
lDuale Zustellung der 
Erledigungsdokumente 
(Bescheide, Verständigun-
gen, verfahrensleitende 
Dokumente, etc.)
lDigitale Langzeitarchi-
vierung des Verfahrensab-
laufs und aller zugehörigen 
Dokumente mit Volltext-
suche und jederzeitiger 
Verfügbarkeit an allen be-
rechtigten Arbeitsplätzen

Das harmonische Zu-
sammenspiel dieser Kom-
ponenten erschließt der 
einzelnen Gemeinde in 
Zukunft eine völlig neue 
Arbeitsweise weitgehend 
ohne physischen Pa-
piertransport mit hoher 
Verfahrensqualität und 
Rechtssicherheit und mit 
deutlich geringeren Kos-
ten.

Die Bürgerkarte ist in 
Österreich kostenlos und 
dient der eindeutigen 
Identifikation eines An-
tragstellers wie auch der 
rechtsgültigen digitalen 
Unterschrift. Sie wird auf-
grund ihrer Bezeichnung 
oft fälschlich für eine Kar-
te im eigentlichen Sinn 
gehalten, ist aber lediglich 
ein Zertifikat, das neben 
der eCard auch auf ande-
ren Chipkarten und neuer-
dings auch auf dem Handy 
zur Verfügung steht, und 
damit völlig unabhängig 
von EDV-Systemen und 
Kartenlesegeräten einsetz-
bar ist. Österreich hat da-
mit auch international ei-
nen vielbeachteten, äußerst 
innovativen Weg beschrit-
ten. Die Aktivierung führt 

man entweder selbst über 
FinanzOnline durch oder 
über einen zertifizierten 
Registration Officer, den 
man auf der Website von 
A-Trust findet. Ziel ist es 
in Tirol, zumindest in je-
der Gemeinde eine solche 
Stelle zur Verfügung zu 
stellen.

Die Amtssignatur als be-
hördliches Gegenstück zur 
Bürgerkarte dient dazu, 
die digitalen Erledigungen 
im Verwaltungsverfahren 
rechtsgültig zu signieren. 
Sie ist seit 1. Jänner 2011 
auf allen elektronischen 
Ausfertigungen österrei-
chischer Behörden, welche 
dem Allgemeinen Ver-
waltungsverfahrensgesetz 
(AVG) unterliegen, ver-
pflichtend anzubringen. 
Die Amtssignatur beruht 
wie die Bürgerkarte auf ei-
nem eindeutigen Zertifikat 
und verbindet dieses mit 
einer Bildmarke, bei Kom-
munen meist das Gemein-
dewappen.

Wenn die Anträge über 
Online-Formulare gestellt 
werden, ist es sinnvoll, auch 
die Erledigungen während 
oder am Ende der Verfah-
ren online zuzustellen. Da-
für wurden in Österreich 
Zustelldienste eingerichtet, 
welche die Erledigungs-
dokumente der Behörden 
rechtsgültig und nach-
weislich entweder digital 
zustellen, wenn der Emp-
fänger im so genannten ös-
terreichischen Zustellkopf 
registriert ist, oder andern-
falls das Dokument über 
eine Druckstraße ausdru-
cken, kuvertieren und tra-
ditionell physisch über die 

Erleichterung:
Duale Zustellung

Post zustellen. Man nennt 
das „Duale Zustellung“, 
weil sich die Gemeinde 
nicht darum kümmern 
muss, auf welche Weise die 
Erledigung tatsächlich den 
Adressaten erreicht. Die 
Zustellkosten sinken dabei 
natürlich deutlich, je mehr 
Bürger und Unternehmen 
digital erreichbar sind.

Der wohl wichtigste 
Effekt von eGovernment 
liegt jedenfalls in den 
neuen Möglichkeiten der 
Gemeindekooperationen. 
Durch die elektronischen 
Verfahren und die bun-
desweit normierte Schnitt-
stelle EDIAKT II können 
künftig einzelne Aufga-
benbereiche der Gemein-
den zusammengelegt, an 
andere Gemeinden über-
tragen oder an kommuna-
le Shared Service Centers 
ausgelagert werden. 

 Dabei übernimmt je-
weils eine zentrale Stelle 
Leistungen wie die Ge-
bäudeverwaltung, den Ein-
kauf, die EDV-Verwaltung 
oder das Postmanagement 
für mehrere Gemeinden, 
wodurch bei höherer Qua-
lität gleichzeitig Kosten 
eingespart werden. Ein-
zelne Gemeinden können 
sich auf diese Weise zum 
Beispiel auf Kernkompe-
tenzen spezialisieren, diese 
auch anderen Gemeinden 
anbieten und damit Kos-
tenbeiträge erlösen. Nur 
durch effektive Koopera-
tion und nicht durch er-
zwungene Gemeindezu-
sammenlegungen können 
Synergien genutzt und die 
Effizienz der kommunalen 
Verwaltungen gesteigert 
werden, damit Tirols Ge-
meinden auch in Zukunft 
eigenständig und leis-
tungsfähig bleiben können.

Das harmonische Zusam-
menspiel der einzelnen Kom-
ponenten bringt eine völlig 
neue Arbeitsweise mit hoher 
Verfahrensqualität und ge-
ringeren Kosten.
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Seminarangebot der Wasser Tirol 
lSeminar Abwasserbewirtschaftung
Termin: Freitag, 4. März, 14 bis 17 Uhr
Inhalt: Abwasserbewirtschaftung, getrennte Abwassergebühren, GIS-Werkzeuge der Wasser Tirol, 
Kläranlagennachbesserung (Fallbeispiel Vils).

Ziel dieses Seminares ist es, Informationen zur gerechten Aufteilung der Abwassergebühren auf 
Kostenträger sowie Erläuterungen zur Vorgehensweise bei Kläranlagennachbesserungen zu erhal-
ten.

lSeminar Trinkwasserbewirtschaftung (Zusatztermin)
Termin: Freitag, 18. März, 14 bis 18 Uhr
Inhalt: Erschließung von neuen Quellen (Trinkwasserbrunnen), Bewirtschaftung der Trinkwasser-
versorgungsanlagen, Wartung - Desinfektion - UV-Anlagen, Behebung von Schäden im Trinkwas-
serversorgungsnetz, Einbau von Trinkwasserkraftwerken ins Wasserversorgungsnetz.

Ziel ist der praxisnahe Erfahrungsaustausch der Verantwortungsträger in der Wasserversorgung 
und der diesbezügliche Dialog mit den Experten von Wasser Tirol, insbesondere mit jenen des 
Trinkwasseruntersuchungslabors.

lSeminar Ressourcenbewirtschaftung Energie
Termin: Freitag, 1. April, 14 bis 17 Uhr
Inhalt: Grundwassernutzung und GEOPOT, Grundwasserwärmepumpen, Gemeindeenergiekon-
zepte (von Befundaufnahme der Versorgungssituation über Ermittlung verfügbarer Potenziale bis 
hin zur Erstellung eines Aktionsplans), Aufbau eines Energiemonitorings.

Ziel ist die Vermittlung von Grundwissen zur regionalen Potenzialermittlung, der Grundwasser-
nutzung sowie die Vorstellung energieautarker Gemeinden und Regionen.

Alle Seminare finden im Labor Ötztal-Bahnhof, Gewerbestraße 4 statt.
Anmeldungen unter akademie@wassertirollabor.at

Von den Experten lernen
Wasserdienstleistungen 

mit Perspektiven! Das ist 
der Leitspruch der Wasser 
Tirol, die im Umgang mit 
dem Gemeingut Wasser in 
all seinen Facetten einen 
ganzheitlichen Ansatz ge-
wählt hat. Zum Angebot 
der Akademie zählt seit 
Jahresbeginn auch eine ei-
gene Akademie, über die 
Vorträge, Seminare und 
Kongresse angeboten wer-
den. „Bisher ist die Nach-
frage enorm“, bestätigen 
Wasser-Tirol-Geschäfts-
führer Dr. Ernst Fleisch-
hacker und Laborleiter Dr. 
Dietmar Thomaseth. Die 
Akademie dient laut deren 
Ausführungen als Platt-
form, über die Kunden 
untereinander kommuni-
zieren und gleichzeitig von 

Experten lernen können. 
Ziel sind gezielte Schulun-
gen im Bereich der Was-
serbewirtschaftung und all 
seiner Begleitressourcen 
wie Boden, Luft und Bau-
stoffe.

Das Wasser-Tirol-La-
bor in Ötztal-Bahnhof 

Neue Kommunikationsschiene über Akademie der Wasser Tirol

führt für seine Kunden 
detaillierte chemische, 
mikro¬biologische und 
physikalische Prüfungen 
fester, flüssiger und gasför-
miger Stoffe durch. Dies ist 
zum Beispiel auch ein in-
teressantes Angebot für je-
den privaten Häuselbauer.

Dr. Ernst Fleischhacker (li.) und Dr. Dietmar Thoma-
seth feuern sich über die rege Seminarteilnahme.

Die Seminare dienen als 
Plattform zur Kommunika-
tion zwischen den einzelnen 
Kunden, die auf diese Weise 
vor allem auch voneinander 
lernen können.

Wasser Tirol
Wasserdienstleistungs 
GmbH
Salurner Straße 6
6020 Innsbruck
Tel: 0512-209100
Fax: 0512-209100 1100

Labor für Umweltana-
lytik 
Gewerbestraße 4
6430 Ötztal-Bahnhof
office@wassertirol.at
www.wassertirol.at
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TIGEWOSI | TIROLER 

GEMEINNÜTZIGE WOHNUNGSBAU- 

UND SIEDLUNGS GES.M.B.H     
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Fürstenweg 27
A-6026 Innsbruck
Telefon 0512/22 20-0
Fax 0512/22 20-41

mail@tigewosi.at
www.tigewosi.at

Wir helfen Ihnen tatkräftig  bei der erfolgreichen Umsetzung! Seit mehr als

60 Jahren ist die TIGEWOSI für Gemeinden ein verlässlicher Partner für:

PROJEKTENTWICKLUNG | BAUMANAGEMENT

SANIERUNG | PLANUNG | BAULEITUNG

OBJEKTVERWALTUNG | FINANZIERUNG

ABWICKLUNG VON WETTBEWERBEN

IhRE GEMEINdE hAT VIEL VOR?

UNSERE REFERENZEN

GEMEINNÜTZIGER WOHNBAU mehr als 10.000 Miet- und Eigentumswohnungen in ganz Tirol

GEMEINDEZENTREN Virgen, Natters, Telfes, Sillian

WOHN- und PFLEGEHEIME Innsbruck – Heim St. Josef, Reichenau, Nothburgaheim, Wohnheim Müllerstraße, 

 Kufstein – Altenwohnheim, Kitzbühel – Altenheim, Neustift – Altenwohnheim

SCHULEN  Stams – Skigymnasium, Imst – HTL, Neustift – Skihauptschule,

 Landeck – Berufsschule für Gastgewerbe, Hall – Franziskaner Gymnasium

 Reutte – Höhere Lehranstalt für Wirtschaftsberufe und Polytechnische Lehranstalt

KINDERGÄRTEN Innsbruck – Mitterweg, Wörgl – Winklweg, Sillian – Bahnhofstr., Telfs – Puite, Hall – Glasshüttenstraße

SCHÜLER, STUDENTEN- Innsbruck – Tirolerheim, Innrain Schwesternheim, Rössl in der Au, Südtiroler Studentenheim, 

und SCHWESTERNHEIME Wist I und Wist II, Bischof Paulus Heim, Jenbach – Schülerheim, Völs – Schwesternheim,

 Stams – Internat für Skisportler, Landeck – Berufsschülerheim

VERWALTUNGSGEBÄUDE Telfs – Gemeindewerke, Innsbruck – Landhaus Erweiterung

KAPELLEN Eben – Barmherzige Schwestern, Zams – Schwesternheim, Innsbruck – Altenheim Reichenau,

 Telfs – Heilig Geist Wohnpark
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Gemeinden in der Finanzfalle
Viele Kommunalpoliti-

ker wissen längst ein Lied 
davon zu singen: Es schaut 
nicht gut aus in den Ge-
meindekassen! Der finan-
zielle Spielraum wird im-
mer weiter eingeengt, die 
Höhe der frei verfügbaren 
Mittel sackt seit Jahren im-
mer weiter nach unten.

Die prekäre Situation in 
vielen Gemeinden macht 
es dringend notwendig, auf 
verschiedensten Ebenen 
Kooperationen anzuden-
ken, die auch vom Tiroler 
Gemeindeverband begrüßt 
werden. Ein klares Nein 
gibt es hingegen bezüglich 
. „Davon halten wir nichts, 
haben uns allerdings zum 
Ziel gesetzt, durch ein For-
cieren von gemeindeüber-
greifenden Kooperationen 
Kosteneinsparungspoten-
ziale abzurufen“, stellt Prä-
sident Ernst Schöpf klar.

Als tauglicher Schritt in 
diese Richtung erscheint 
das von der GemNova 
DienstleistungsGmbH in 
Zusammenarbeit mit dem 
Gemeindeverband initi-
ierte Projekt „Gemeinsam 
einkaufen – Gemeinsam 
sparen“. Wie das Pilot-
projekt „Gemeinsame Be-
schaffung im Planungsver-
band Ötztal“ gezeigt hat, 
können Kosten in Höhe 
von rund 23 Prozent ein-
gespart werden.

Bei einem Gesamtbud-
get von 1,5 Milliarden 
Euro der Tiroler Gemein-
den entfallen laut Schöpf 
rund 300 Millionen auf 

den Einkaufsbereich. Ba-
sierend auf den aus dem 
Pilotprojekt im Ötztal ge-
wonnenen Erkenntnissen 
sehen die beiden GemNo-
va-Geschäftsführer Mar-
kus Bodemann und Alois 
Rathgeb landesweit ein 
Sparpotenzial von nicht 
weniger als 70 Millionen 
Euro. „Geld, das von den 
Gemeinden wieder inves-
tiert werden kann und so-
mit wieder der Wirtschaft 
zu Gute kommt“, sieht 
Schöpf auch einen bele-
benden Effekt für heimi-
sche Unternehmer, die als 
Lieferanten für die von der 

Entspannung der Budgetsituation durch gemeinsamen Einkauf

GemNova geschaffenen 
Einkaufsplattform natür-
lich die ersten Ansprech-
partner sind.

Schöpf abschließend: 
„Wir haben gesehen, das 
gemeinsame Einkäufe die 
Gemeindekassen spürbar 
entlasten können und sind 
guter Dinge, dass die Kom-
munen tüchtig von dieser 
Möglichkeit Gebrauch 
machen. Denn im Hause 
muss beginnen, was leuch-
ten soll im Vaterland.“

Kooperationen 
dringend nötig

Sparen durch
Gemeinsamkeit

Sehen großes Sparpotenzial: Markus Bodemann, 
Ernst Schöpf und Alois Rathgeb (von links).

Neuer Newsletter 
Der Tiroler Gemeindeverband möchte alle In-

teressierten künftig auch via Newsletter über Ak-
tivitäten, Initiativen und Veranstaltungen infor-
mieren. Personen, die den Newsletter empfangen 
wollen, werden gebeten, dem Verband ihre Email-
Adresse bekannt zu geben, damit sie in den Vertei-
ler aufgenommen werden.

Bitte senden Sie eine Email an folgende Adresse:
tiroler@gemeindeverband.tirol.gv.at

GemNova Dienstleis-
tungsGmbH
Grabenweg 64
6020 Innsbruck
Tel: 0 50 47 11
Fax: 0 50 47 11 47 11
E-Mail:
office@gemnova-dl.at
Web:
www.gemnova-dl.at

„Das eingesparte Geld wird 
von den Gemeinden reinves-
tiert und kommst somit auch 
wieder der heimischen Wirt-
schaft zu Gute.“
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Bereitstellung und Er-
haltung des lokalen Wege-
netzes sind für Gemeinden 
wichtige Aufgaben. Sie er-
fordern Investitionen und 
gleichzeitig Betriebs- und 
Erhaltungsaufwand, um 
gehobene Ansprüche zu 
erfüllen. Die Tiroler Raiff-
eisenbanken bieten hierfür 
das bewährte Verkehrsinf-
rastruktur-Modell.

Im Raiffeisen-Modell 
werden Bedarf und Auf-
wand ermittelt. Nach der 
Bestandserhebung folgt die 
Definition in einem Mas-
terplan, Belastungsspitzen 
werden über Vorfinanzie-
rungen ausgeglichen. Für 
die Kommune ergibt sich 
ein kalkulierbares Nut-
zungsentgelt mit Garantie 
über die gesamte Vertrags-
laufzeit. Unterschiedliche 
Leistungsteile werden im-
plementiert, der Umfang 
mit technischen Partnern 
abgedeckt. 

Neben der Straße samt 
Gehsteig und Grünflächen 
können Beleuchtung, Ver-
kehrslichtsignalanlagen, 
Verkehrszeichen, Einbau-
ten usw. einbezogen wer-
den. Die optimale Auswahl 
der Mittel in Kombina-

tion mit bestmöglichem 
Zeiteinsatz bietet viel Effi-
zienz. Kosteneinsparungen 
werden im Rahmen des 
klar kalkulierbaren Nut-
zungsentgelts an den Auf-
traggeber weitergegeben.

Basis für das Verkehrs-
infrastruktur-Modell ist 
die Bestandserhebung. Im 
nächsten Schritt werden 
durch den Auftraggeber in 
Abstimmung mit Raiffei-
sen Umfang und Qualitä-
ten der Infrastrukturanla-
gen definiert. Durch den 
Masterplan werden die er-
forderlichen Maßnahmen 
zeitlich festgelegt und eine 
kalkulierbare Grundlage 
für die Vertragslaufzeit ge-
schaffen. 

Neue Straßenzüge wer-
den entsprechend den Er-
fordernissen geplant und 
errichtet. Der Bestand 
wird stufenweise auf den 
vereinbarten einheitlichen 
Qualitätsstandard angeho-
ben. Zur Erreichung der 
optimalen Leistungsabde-
ckung werden die lokalen 
Betriebe eingebunden. 

Raiffeisen übernimmt 
mit einem technischen 
Partner Finanzierung, In-
standhaltung und Betrieb. 
Die Vergütung durch die 
Kommune erfolgt ab Be-
triebsbeginn als klar kalku-
lierbares Nutzungsentgelt.
• Kostenoptimierung für 
Errichtung, Instandhal-
tung und laufenden Be-
trieb
• Kalkulierbare Kosten für 
den Straßenerhalter über 
die ganze Vertragslaufzeit 
• Langfristiger strategi-
scher Ansatz der Verkehrs-
infrastrukturerhaltung
• Garantie für den einzu-
haltenden Qualitätsstan-
dard
• Maßnahmenumsetzung 
mit lokalen Gewerbetrei-
benden
• Definition des Umfangs 
variabel gestaltbar

Effizienz in der Infrastruktur:
Das starke Raiffeisen-Modell

Mag. Heinrich
Kranebitter
Raiffeisen Kommunal-
Betreuung in Tirol

Er ist für Sie bei al-
len Anfragen bzw. für 
Terminvereinbarungen 
erreichbar unter Telefon 
0512 5305 DW 11235 
bzw. mobil unter
0664 855 26 57 bzw. 
per E-Mail unter
heinrich.kranebitter@
rlb-tirol.at
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www.we-tirol.at

Daheim in Tirol
Die Wohnungseigentum ist seit 
57 Jahren kompetenter Partner in den 
Bereichen Neubau sowie Wohnservice 
und Gebäudemanagement.

Wohnungseigentum, Tiroler gemeinnützige Wohnbaugesellschaft m. b. H.
Südtiroler Platz 8 · 6020 Innsbruck · Telefon 0512 / 53 93 - 0 · marketing@we-tirol.at

Grundstücke gesucht!
Als gemeinnütziger Wohnbauträger wurden bereits in über 100 Gemeinden Tirols attraktive Wohnanlagen und Reihenhäuser errichtet. 
Für künftige Wohnobjekte suchen wir Baugrundstücke ab 1.500 m2 in guter, innerörtlicher Wohnlage.

Rufen Sie uns einfach an und wir informieren Sie gerne!
Mag. Ing. Christian Nigg, Tel. 0512 53 93-702 oder 0664 262 29 23, nigg@we-tirol.at

Hausverwaltung, Gebäudemanagement
Die Wohnungseigentum errichtet Wohnungen und tritt auch als kompetenter Dienstleistungspartner auf. Wir sorgen für reibungslose 
Abläufe und angenehme Wohnatmosphäre. Gerne bringen wir unsere jahrzehntelange Erfahrung auch für Ihre Wohnanlagen ein.

Nähere Informationen zu unserer Hausverwaltung und dem Gebäudemanagement erhalten Sie gerne bei:
Monika Audino, Tel. 0512 53 93-602, audino@we-tirol.at

11-1172 WE Ins Daheim in Tirol Tiroler Gemeindezeitung KW7 210x143 4c v2.indd   1 19.01.11   14:57

In einer Blitzumfrage 
unter Österreichs Bürger-
meistern hat der Gemein-
debund die Ortschefs um 
eine Bewertung der Leis-
tungen des Bundesheeres 
im Katastrophenfall und 
um eine Einschätzung des 
Werts der Arbeit von Zi-
vildienern gebeten. Das 
Ergebnis war eindeutig!

Im Katastrophenschutz 
halten von den 700 befrag-
ten Gemeindechefs nicht 
weniger als 91,4 Prozent 
die Leistungen des Bun-
desheeres für unverzicht-
bar. Ähnlich ist die Ein-
schätzung, wenn es um 
den Zivildienst geht. 89,5 
Prozent halten die Leis-

tungen der Zivildiener aus 
Sicht ihrer Gemeinde für 
absolut unverzichtbar. Ge-
meindebund-Chef Helmut 
Mödlhammer: „Da geht es 
nicht nur darum, dass etwa 
der Rettungsdienst oder 
der Sozialbereich ohne Zi-
vildiener nicht mehr auf-
rechtzuerhalten wäre. Da 
geht es auch darum, dass 
ein großer Teil – nämlich 
rund 70 Prozent - der Zi-
vildiener sich auch nach 
Ende des Dienstes freiwil-
lig und ehrenamtlich enga-
gieren.“

Nun sei die Bundespo-
litik gefordert, brauchbare 
Lösungsvorschläge zu er-
arbeiten.

Katastrophenschutz und
Zivildiener unersetzlich!

Insgesamt 67 Mil-
lionen Euro an För-
dermitteln stehen 
für das Programm 
„Intelligente Ener-
gie-Europa“ zur Ver-
fügung. Weitere 30 
Millionen werden als 
rückzahlbare Darle-
hen für technische 
Unterstützung im 
Rahmen des Pro-
gramm ELENA be-
reit gestellt. Nähere 
Infos unter www.
energ yagenc y. a t /
energiewirtschaft/
aktuelle-projekte/
iee-call/iee.html im 
Internet.

Förderung im 
Energiebereich
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UNTERNEHMENSFAMILIE DAKA - IHR PARTNER IN ENTSORGUNGSFRAGEN

www.daka.cc

DAKA Entsorgungsunternehmen GmbH & Co.KG, Bergwerkstraße 20, 6130 Schwaz, Austria, T +43(0)5242/6910 · office@daka.cc

Abfallwirtschaft · Entsorgungssysteme · Kanalarbeiten · Tankarbeiten · Sanierungsarbeiten 
Speiseresteentsorgung · Schlachtabfall- u. Tierkadaversammlung · Verwertung von Klärschlamm 
Restmüllentsorgung · Kreislaufwirtschaft · Sammelpartner der ARA · Elektroaltgeräteentsorgung

DAKA Ins. Oberndorfer Telefonbuch 270x125   1 04.02.2010   17:08:19 Uhr

Gesetz vom 29. September 2010, mit 
dem das Bezirkskrankenhäuser-Gemein-
deverbände-Gesetz geändert wird

Gesetz vom 29. September 2010, mit 
dem das Tiroler Krankenanstaltengesetz 
geändert wird

Gesetz vom 29. September 2010, mit 
dem das Gesetz über die TILAK – Ti-
roler Landeskrankenanstalten GmbH 
(TILAK-Gesetz) geändert wird

Gesetz vom 29. September 2010, mit 
dem das Tiroler Aufenthaltsabgabegesetz 
2003 geändert wird

Gesetz vom 29. September 2010, mit 
dem das Tiroler Tierzuchtgesetz 2008 ge-
ändert wird

Verordnung des Landeshauptmannes 
vom 29. November 2010 betreffend die 
Verlängerung der Ausnahme von der Be-
willigungspflicht für bestehende Kleinab-
wasserreinigungsanlagen

Verordnung des Landeshauptmannes 
vom 30. November 2010 über die Festset-
zung des Entgeltes, des Materialkosten-
ersatzes und des Sperrgeldes für Hausbe-

sorger (Hausbesorger-Entgeltverordnung 
2011)

Kundmachung des Landeshauptmannes 
vom 15. Dezember 2010 betreffend die 
Vereinbarung zwischen dem Bund und 
den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über 
eine bundesweite Bedarfsorientierte Min-
destsicherung

Beschluss des Tiroler Landtages vom 
16. Dezember 2010 über den Landesvor-
anschlag für das Jahr 2011

Verordnung der Landesregierung vom 
20. Dezember 2010 über die Vorausset-
zungen für die Tagesbetreuung von Kin-
dern

Tiroler Mindestsicherungsgesetz – 
TMSG

Mindestsicherungs-Begleitnovelle

Gesetz vom 17. November 2010, mit 
dem das Landes-Polizeigesetz geändert 
wird

Gesetz vom 17. November 2010, mit 
dem die Tiroler Gemeindeordnung 2001 
geändert wird

Tiroler Landesgesetze und Verordnungen
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Medieninhaber und Herausgeber:
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Johann Schöpf
HÖKA-Gebietsleiter

Tel. 0664 1120633
E-Mail: sybille.paier@
aon.at

Das leidige Thema Schulden
Der finanzielle Spiel-

raum von Gemeinden wird 
immer enger. Umso ärger-
licher ist es, wenn sich eine 
Kommune dann auch noch 
mit Außenständen herum-
schlagen muss, werden die 
Einnahmen doch dringend 
für notwendige Investitio-
nen benötigt.

Das Eintreiben der 
Schulden ist aber wiede-
rum ein leidiges Thema, 
kann es im Extremfall 
doch bis zum Verklagen 
eines Schuldners kommen.

Hilfe in solche Angele-
genheit bietet das HÖKA 
Inkasso-Institut mit 
Stammsitz in Bad Hall, 
das auf ein mittlerweile 
50-jähriges Know-how 
verweisen kann.

Als Gebietsleiter für 
Tirol und Vorarlberg 
zählt der Ötztaler Johann 
Schöpf schon einige Ge-
meinden zu seinem Kli-
entel – so zum Beispiel 
Brixlegg, Gerlos, Schwaz, 

Aschau, Stans und Thier-
see. Ebenso scheinen 
auf der Referenzliste die 
Bergrettung Tirol und das 
Krankenhaus Reutte auf.

Schöpf zum Ablauf von 
Einbringungsmaßnahmen: 
„Nach Erteilung des Auf-
trags durch eine Gemein-
de erhält der Schuldner 
von uns eine Mahnung. Ist 
nach 14 Tagen nach wie 
vor kein Geld eingegan-
gen, unterbreiten wir einen 
Zahlungsplan, der auch die 
Tilgung in Raten ermög-
licht. Hilft auch das nichts, 

Inkasso-Büro hilft Gemeinden bei Einbringungs-Maßnahmen

folgt eine telefonische und 
innerhalb Österreichs auch 
eine persönliche Kontakt-
aufnahme. So können wir 
auf etwaige Umzüge re-
agieren. “

Von den Klienten wird 
übrigens kein Mitglieds-
beitrag eingehoben. Die 
Übernahme der Fälle er-
folgt vollkommen unbü-
rokratisch online, per Post 
oder Fax.

Gemeinden
als Klienten

Unbürokratische
Übernahme

Die Marktgemeinde Brixlegg ist eine jener Kommu-
nen, für die HÖKA tätig ist.

059 060 700✆
MR-Service Tirol reg.Gen.m.b.H. 
www.maschinenring.at 

Wir haben den 
grünen Daumen

Grünraumpflege von Profis
3 Heckenschnitt 

3 Bepflanzung 

3 Sportanlagenpflege

3 Pflege von Grünflächen aller Art

3 Rasen mähen und vertikutieren

3 Baum- und Strauchschnitt

Fo
to

: P
. L

ei
tn

er



18

Personalia
Alt-Bgm. Otto Jäger, Elbigenalp  80
Alt-Bgm. Josef Altenweisl, Nussdorf-Debant 65
Bgm. Ernst Schwaiger, Kirchdorf i. T. 60
Bgm. Ing. Dietmar Ruggenthaler, Virgen 50
Bgm. Manfred Stöger, Kramsach 55
Hofrat Dr. Helmut Praxmarer 65
Bgm. Rudolf Häusler, Kematen i. T. 50
Bgm. Dr. Hans Lintner, Schwaz 60
Bgm. Georg Aicher-Hechenberger, Erl 50
Bgm. Ing. Alois Margreiter, Breitenbach a. I. 55
Bgm. Maximilian Harb, Volders 60
Alt-Bgm. OSR Franz Gapp, Sistrans 80
Bgm. Bernhard Eggel, Jungholz 55
Alt-Bgm. Felix Eller, Schmirn 80
Bgm. Egon Brandhofer, Bach 50
Alt-Bgm. Franz Brugger, Rohrberg 80
Alt-Bgm. Johann Fuchs, Itter 80
Alt-Bgm. Franz Waldegger, Nauders 85
Bgm. Hans Payr, Götzens 60
Bgm. Martin Schädle, Grän 50

Robert Müller (54) 
wird neuer Landes-
baudirektor. Er ist 
somit Nachfolger des 
in den Ruhestand 
tretenden Herbert 
Biasi. 

Müller neuer 
Baudirektor

Robert Müller ist 
neuer Baudirektor.

Hinter ihr lag ein 
langer und beschwer-
licher Weg des Lei-
dens, von dem sie im 
Jänner erlöst wurde. 
In Erinnerung blei-
ben wird Innsbruck 
Alt-Bürgermeiste-
rin Hilde Zach () 
durch unermüdli-
chen Einsatz für die 
Landeshauptstadt. 
Daneben vergaß 
sie auch nie auf die 
Sorgen der kleine-
ren Gemeinden im 
Land.

Im Gedenken
an Hilde Zach

Wie schnell die Zinsen nach einer Seitwärts-
bewegung wieder steigen können, zeigt  
z. B. der Zeitraum ab Herbst 2005: Nach ca. 
9 Quartalen mit Euribor-Sätzen knapp über 
2 % kletterte dieser für Finanzierungen maß-
gebliche Zinssatz innerhalb von 3 Jahren bis 
auf den Spitzenwert von 5,39 %!

Mit einem Zinscap kann sich der Kreditneh-
mer vertraglich eine Zinsobergrenze fixie-
ren. Sofern der Referenzzinssatz über die 
vereinbarte Grenze steigt, erhält der Kunde 
von der Bank die Differenz ausbezahlt. So-
mit stellt der Zinscap eine Art Versicherung 
gegen stark steigende Zinsen dar. Die dafür 
zu zahlende (Versicherungs-)Prämie erfolgt 
in der Regel als Einmalzahlung bei Laufzeit-
beginn, kann aber auch bequem über die 
Laufzeit verteilt entrichtet werden.
Obwohl die Europäische Zentralbank nach 
wie vor signalisiert, dem angeschlagenen 

Bankensektor (und damit der Wirtschaft ins-
gesamt) mit ihren Hilfsmaßnahmen unter 
die Arme zu greifen, haben sich die Euribor-
Sätze gerade in den letzten Monaten von ih-
rem absoluten Tief bereits kontinuierlich 
entfernt. Diese Entwicklung spiegelt auch 
den jüngsten Anstieg der Verbraucherpreise 
wieder.

In vielen Bereichen ist der Abschluss einer 
Versicherung zur Vermeidung von Ver-
mögensnachteilen selbstverständlich. Ein 
Zinscap ist im Gegensatz zu einer klassischen 
Versicherungspolizze eine Zinsoption, wel-
che auch vorzeitig wieder „verkauft“ werden 
kann. Je nach verbleibendem (Rest-)Wert er-
möglicht dies eine teilweise Rückerstattung 
der bezahlten Prämie. Sprechen Sie jetzt mit 
Ihrem Berater, um Ihnen die Vorteile eines 
Zinscaps näher zu erläutern. Die Experten 
der Hypo Tirol Bank beraten Sie gerne.

Absicherung gegen steigende Zinsen
Wer denkt schon angesichts der Diskussion über Sparpakete, Rettungsschirme für Staaten und Stützungsmaß-
nahmen für den Euro an steigende Zinsen? Während Sparer auf der Suche nach höher verzinsten Anlagefor-
men sind, können sich Kreditnehmer weiterhin über historisch tiefe Zinssätze ihrer Finanzierung freuen – 
doch wie lange hält dieser Zustand noch an?

Heinz Zerlauth
Kundenbetreuer öffentliche Institutionen
Tel 050700 2306
heinz.zerlauth@hypotirol.com

HYPO TIROL BANK AG 
Firmenkunden Innsbruck

Meraner Straße 8
6020 Innsbruck
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Programm :

Donnerstag, 9. Juni 2011
9.00 Uhr: Eintreffen der Teilnehmer des 58. Österreichi-
schen Gemeindetages

11.30 Uhr: Eröffnung am Stadtplatz  
Bgm. Helmut MÖDLHAMMER
(Präsident des Österreichischen Gemeindebundes)
Bgm. Mag. Ernst SCHÖPF
(Präsident des Tiroler Gemeindeverbandes)
Dr. Klaus WINKLER
(Bürgermeister der Stadt Kitzbühel)

11.30 – 13.30 Uhr: Kulinarischer Willkommensgruß aus 
der Tiroler Küche. Wir laden Sie ein zu einem Tiroler 
Bäuerinnenbuffet ein.
 
14.00 – ca. 16.00 Uhr: Fachtagung „Freiwilligenarbeit 
und Pflege“
Impulsreferat von BM Rudolf HUNDSTORFER

14.00 – 17.00: Programm für Begleitpersonen 
Fahrt auf den Hahnenkamm inklusive Besichtigung der 
Streif  oder  als Alternative Fahrt auf das Kitzbühler 
Horn

19.00 – 23.00 Uhr: Tiroler Unterhaltungsabend im Mer-
cedes Benz Sportpark 
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Die Alterspyramide kippt – 
und unsere Gemeinden mit?

9./10 Juni 2011

Freitag 10. Juni 2011
9.00 Uhr: Platzkonzert der Stadtmusik Kitzbühel vor 
dem Mercedes-Benz Sportpark und landesüblicher Emp-
fang des Herrn Bundespräsidenten. 

9.30 Uhr: HAUPTTAGUNG 
Begrüßung und Eröffnung 
Bgm. Helmut MÖDLHAMMER
(Präsident des Österreichischen Gemeindebundes)

Grußadressen
Dr. Klaus WINKLER 
(Bürgermeister der Stadt Kitzbühel)
Günther PLATTER
(Landeshauptmann von Tirol)
Vertreter der Europäischen Gemeindeorganisationen
Dr. Heinz FISCHER
(Bundespräsident der Republik Österreich)

Hauptreferat 
Werner FAYMANN
(Bundeskanzler der Republik Österreich)

Ehrungen
Schlussansprache 
Bgm. Helmut MÖDLHAMMER
(Präsident des Österreichischen Gemeindebundes)
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Den Gefahrenlevel minimieren
Das Erheben von Ge-

fahrenlagen sowie Gefah-
reneinschätzungen in allen 
Tiroler Gemeinden ist das 
Ziel des Interreg-Projekts 
„RiMaComm“ (Risk Ma-
nagement and Commu-
nication on Local and 
Regional Level). Federfüh-
rend tätig sind in diesem 
Projekt, das österreichweit 
einzigartig ist, das Land 
Tirol mit der Abteilung 
für Zivil- und Katastro-
phenschutz sowie die alpS 
GmbH, ein Spezialist in 
Sachen Risikomanage-
ment.

In intensiven Workshops 
mit jeder einzelnen Tiro-
ler Gemeinden, an denen 
Vertreter von Lawinen-
kommission, Bauhof, Feu-
erwehr, Bergrettung und 
gegebenenfalls Stadtpo-
lizei teilnehmen, werden 
sämtliche Gefahrenlagen 
innerhalb einer Kommune 
detailliert erhoben und ka-
talogisiert.

„Die Resonanz in den 
Gemeinden ist eigentlich 
durchwegs positiv“, zei-
gen sich Marcel Innerkof-
ler von der Abteilung für 
Zivil- und Katastrophen-
schutz und Stefan Ortner 
von alpS zufrieden. Das 
Projekt bildet sozusagen 
die Grundlage für die 
Entwicklung von Katast-
rophenschutzplänen. Die 
Umsetzung erfolgt einer-
seits mit Hilfe des Risi-
komanagementtools OR-
TIS, andererseits durch 
die Nutzung geografischer 

Informationssysteme und 
entsprechender kartogra-
phischer Darstellungen. 
Basierend auf dieser In-
formation wird in einem 
weiteren Schritt die Ge-
fahrenlage für alle neun 
Tiroler Bezirke sowie für 
das gesamte Bundesland 
abgeleitet.

Die Bezirke Reutte und 
Lienz wurden als Pilotpro-
jekt bereits abgeschlossen. 
Landeck wurde im vergan-
genen Oktober bearbeitet.  
Bis 31. Mai 2013 läuft das 
Projekt noch in den an-

Tiroler Gemeinden profitieren von flächendeckendem Projekt

deren Bezirken. Im März 
starten die Workshops in 
Imst, danach folgen im 
Mai und Juni Kufstein und 
Kitzbühel sowie im Herbst 
Schwaz und Innsbruck-
Land.

Die Gesamtprojektkos-
ten belaufen sich auf 1,26 
Millionen Euro, wobei es 
EU-Förderungen in Höhe 
von fast einer Million Euro 
gibt.

Workshops in
allen Gemeinden

Stark gefördert
von der EU

Gemeinsam, wie hier in Lienz, werden die Gefahren-
quellen in jeder einzelnen Gemeinde erhoben.

Amt der Tiroler Lan-
desregierung
Abteilung Zivil- und 
Katastrophenschutz
Marcel Innerkofler

Tel. 0512-508 2272
E-Mail: m.innerkofler@
tirol.gv.at

alpS GmbH
Risikomanagement
Stefan Ortner

Tel. 0512-392929 37
E-Mail: ortner@alps-
gmbh.com
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Zur Verminderung des 
Unfallrisikos hat das Land 
Tirol 2010 gemeinsam 
mit dem KfV (Kuratori-
um für Verkehrssicher-
heit), Landesstelle Tirol, 
einen vergünstigten Ver-
kehrssicherheits-Check 
für Gemeinden angebo-
ten. Annähernd 50 Tiro-
ler Gemeinden haben sich 
daran beteiligt und so die 
Grundlage für mehr Ver-
kehrssicherheit in ihrer 
Gemeinde gelegt. Diese 
Förderaktion wird auch 
2011 fortgesetzt, wobei 
die Gemeinden in der 
Reihenfolge der Anmel-
dungen (siehe Infokasten) 
berücksichtigt werden. Das 
Land Tirol und der Tiroler 
Verkehrssicherheitsfonds 
bieten den Gemeinden des 
Bundeslandes zur Erhö-
hung der Sicherheit wieder 
Verkehrssicherheits-Ins-
pektionen an. Durch eine 
2/3-Finanzierung durch 
Land und Verkehrssicher-
heitsfonds wird damit für 
Tiroler Gemeinden wieder 
eine günstige Möglichkeit 
geboten, die Sicherheit im 
Straßenverkehr zu erhö-
hen.

Was ist „Road Safety In-
spection“?

„Mit der Durchführung 
einer Inspektion im Stra-

ßennetz der Gemeinde 
soll die Verkehrssicherheit 
auf Gemeindeebene ver-
bessert werden“, erläutert 
Norbert Blaha, Leiter des 
KfV Tirol, die Intention 
der Verkehrssicherheits-
inspektion. „Durch stan-
dardisierte Überprüfungen 
werden Risikostellen er-
fasst und mögliche Ver-
besserungsvorschläge erar-
beitet. Unfallgefahren im 
innerörtlichen Bereich sol-
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Abteilung Verkehrsplanung
6020 Innsbruck, Eduard-Wallnöfer-Platz 3
E-Mail: ekkehard.allinger@tirol.gv.at
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len durch diese Inspektion 
vermindert werden. Der 
für die Gemeinden kos-
tengünstige Check ist ein 
wichtiger Beitrag zur Ver-
besserung der Verkehrssi-
cherheit in Tirols Gemein-
den. Schwerpunkte bei der 
Begutachtung sind meist 
die Sicherheit des Fuß-
gänger- und Radverkehrs 
sowie die Situation rund 
um Schulen und Kinder-
gärten.“

Jede teilnehmende 
Gemeinde erhält einen 
schriftlichen Inspekti-
onsbericht mit konkreten 
Maßnahmenvorschlägen 
und einer Checkliste für 
die Verkehrssicherheitsins-
pektion auf Gemeindeebe-
ne. In zwei Jahren wird die 
Umsetzung überprüft.

Land unterstützt Gemeinden 
bei Verkehrssicherheits-Check

Risikostelle durch schlechte Sicht: Der Sicherheits-
check soll Gemeinden Optimierungen aufzeigen.
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... DEINE TIROLER
LEBENSVORSORGE
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GUTSCHEIN

Nach Abschluss einer TIROLER Personen-

versicherung bis 31. März 2011 erhalten Sie 

bei Vorlage dieses Gutscheins die 

ERSTE MONATSPRÄMIE GRATIS*

* Gültig bis zu maximal 100 Euro Monatsprämie!

Info-Hotline 0512 5313 1707
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6010 Innsbruck - Wilhelm-Greil-Str. 10
Telefon 0512/5313-0 

6060 Hall - Innsbrucker Straße 84
Telefon 0 52 23/413 77

6460 Imst - Schustergasse 27
Telefon 0 54 12-660 92

6370 Kitzbühel - Im Gries 11
Telefon 0 53 56-625 74

6330 Kufstein - Kronthalerstr. 2
Telefon 0 53 72-621 31

6500 Landeck - Malserstr. 56
Telefon 0 54 42-622 77

9900 Lienz - Mühlgasse 6a
Telefon 0 48 52-656 46

6600 Reutte - Mühler Straße 12
Telefon 0 56 72-648 48

6130 Schwaz - Münchner Str. 20
Telefon 0 52 42-623 98

6380 St. Johann - Wieshoferstr. 9
Telefon 0 53 52-646 31

6410 Telfs - Anton-Auer-Str. 5
Telefon 0 52 62-617 16

6300 Wörgl - Bahnhofstraße 8a
Telefon 0 53 32-724 60

Der sicherste Hafen für Ihr Geld: 
eine klassische Lebensversicherung

Die klassische Lebensversicherung 
zählt zu den absolut sicheren Anlagefor-
men, denn sie ist ein Versicherungspro-
dukt. Durch die Bildung hoher Schwan-
kungsreserven, die in schlechten Zeiten 
an die Kunden weitergegeben werden, 
kann sie ertragsarme Perioden besser 
ausgleichen als jede alternative Veranla-
gung. Die Gelder der Kunden bilden den 
„Deckungsstock“.

Bei der Veranlagung wird auf Sicherheit, 
Rentabilität und auf den Bedarf an flüssigen 
Mitteln Bedacht genommen. Sie ist also frei 
von spekulativen Finanzgeschäften. Bei Ver-
tragsende wird entweder ein Kapitalbetrag 
oder eine lebenslange Rente garantiert. Nur 
der variable Anteil der jährlichen Gewinnbe-
teiligung kann Schwankungen unterliegen. 
Die Kunden sind somit vor Verlusten ge-
schützt. Die TIROLER VERSICHERUNG 
verfügt außerdem über die höchste Eigen-
mittelausstattung aller österreichischen Ge-
sellschaften und ist dementsprechend auch 
für Krisenzeiten bestens ausgestattet.

Zinsgarantie
Mit der Höchstzinssatzverordnung legt die 
Finanzmarktaufsicht den für neue Verträge 

jeweils geltenden Rechnungszinssatz fest. 
Dieser Zinssatz, mit dem der Sparanteil 
der einbezahlten Prämie verzinst wird, gilt 
für die gesamte Laufzeit einer Lebensver-
sicherung. Auf Grund dieser Garantie wer-
den die Kundengelder auf eine konserva-
tive und nicht auf spekulativ ausgerichtete 
Art veranlagt.
Auf Grund der vorsichtigen Veranlagung 
ergeben sich Überschüsse, die an den 
Kunden in Form einer Gewinnbeteiligung 
rückerstattet werden. Bereits zugeteilte Ge-
winne können nicht mehr verloren gehen.

Laufend überprüft
Die Einhaltung der vorsichtigen Kalkulati-
on und Veranlagung wird laufend von der 
Finanzmarktaufsicht überprüft. Die Gelder 
der Kunden bilden den sogenannten De-
ckungsstock. Ein von der Finanzmarktauf-
sicht bestimmter sachkundiger Treuhänder 
überprüft laufend, ob die im Deckungsstock 
veranlagten Mittel ausreichen, um die An-
sprüche der Kunden jederzeit zu bedecken. 
Die finanziellen Verpflichtungen gegenüber 
den Kunden sind daher besonders gut 
abgesichert. Selbst im Konkursfall ist das 
veranlagte Kundenkapital gesichert, da der 
Deckungsstock als Sondervermögen nicht 
in die Konkursmasse fällt.

Individuelle Gestaltungsmöglichkeiten
Jeder Lebensversicherungsvertrag bietet 
individuelle Gestaltungsmöglichkeiten – 
wie etwa den temporären Einschluss von 
Zusatzversicherungen (z.B. Berufsunfä-
higkeit, Unfalltod und Unfallinvalidität) oder 
Zahlungsunterbrechungen. Damit wird 
eine bedarfsgerechte Vorsorge ermöglicht. 
Die Hinterbliebenenvorsorge macht die 
Lebensversicherung zusätzlich zu einem 
existenzsichernden Vorsorgeinstrument.

Infos: www.tiroler.at

Skistar und Slalomweltmeister Manfred Pranger 
(im Bild mit Tochter Laura) zählt bei der Privat-
vorsorge auf die TIROLER VERSICHERUNG.
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it-infrastruktur

	 Server

	 Firewall	&	VPN

	 Virtualisierungs-Lösungen

	 Citrix,	Terminalserver

	 Außenstellenanbindungen

	 Netzwerk-Zugangslösungen

	 Kommunikations-Lösungen

	 MS-Produkte	(Outlook,	Word,	Excel,	...)
	 Exchange	Server
	 Mobile	Sync
	 BPOS
	 Lync

sicherheit

	 Datensicherungs-Systeme

	 Zentrales	Firewall-Management

	 Gesicherte	Internetzugänge

	 Virenschutz

	 Spamschutz

	 Contentschutz

	 Hardware-Ausfallsmanagement

software

	 Lohnverrechnung

	 Bauamt-	&	Grundstücksverwaltung

	 Geografische	
	 Informationssysteme	(GIS)

	 Tourismus-Lösungen

	 Web-Lösungen	(Homepage)

	 Dokumentenmanagement,	
	 Workflow,	elektronischer	Akt

	 Sitzungsmanagement

	 Projektmanagement

	 Rechnungswesen
	 	 Lieferantenbuchhaltung
	 	 Mittelfristiger	Finanzplan
	 	 Inventar-	und	Vermögensbuchhaltung

	 Steuern	&	Abgaben
	 	 Friedhofsverwaltung
	 	 Mieten-	und	Betriebskosten-Abrechnung
	 	 Kassabuch	mit	Bankomatfunktion

	 LMR	(Lokales	Melderegister)
	 	 LMR-Wahlservice

	 Standesamt	&	Staatsbürgerschafts-
	 Verwaltung
	 	 Versand	elektronischer	Mitteilungen

	 Bau-	&	Wirtschaftshof

KIM

	 Bürgerportal	(E-Rechnung)
	 Bürgerkarte
	 Amtssignatur
	 Kommunalnet
	 Fundinfo
	 e-AUKTION	-	elektr.	Nachverhandlung
	 Elektronisches	Gästeblatt
	 Müll-Info-Service

E-Government
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Alles	
aus	einer	
Hand.

objektschutz

	 Videoüberwachung

	 Überwachung	von	Objekten	

	 Ereignisgesteuerte	Aufzeichnung

	 Komplettabwicklung	mit	der	
	 Datenschutzkommission	
	 (Genehmigungsverfahren)

internet-telefonie (voip)

	 Standortvernetzung

	 Handy-Integration

	 Vermittlungs-Software

	 Billing-Lösung

	 Unbegrenzte	Skalierbarkeit

	 Server,	Netzwerke,	Betriebssysteme

	 Kostenloser	IT-Check

	 Technischer	Support

it-installation und 
implementierung

	 Führung	und	Organisation

	 Mitarbeiterorientierung

	 Prozessoptimierung

	 Ressourcen	und	Partnerschaften

	 Bürgerorientierung

kommunal consulting


